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Chronique générale

Finances publiques

Impôts directs

Im Mai 2020 reichte Denis de la Reussille (pda, NE) die Motion «Millionäre besteuern,
um Gemeinwesen zu finanzieren und Arbeitsplätze zu retten» ein. Die Motion war Teil
verschiedener Vorstösse zur Bekämpfung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Folgen der Covid-19-Pandemie respektive zur Reduktion des Defizits, das dem Bund
durch die hohen Zusatzausgaben gegen die Pandemie entstand. Konkret sollten
Vermögen über CHF 3 Mio. mit einer «Covid-19-Solidaritätssteuer» belegt werden, mit
deren Ertrag die Unterstützung für «Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
Familien, die Handwerksbetriebe und die Kleinunternehmen» – kurz für die
«Einkommensschwachen, die Mittelschicht und die Angestellten» – hätte finanziert
werden sollen. Der Bundesrat sprach sich gegen die Motion aus und lehnte allgemein
eine Zusatzfinanzierung für die Corona-Massnahmen ab – er wolle diese «mit den
bestehenden Einnahmequellen» finanzieren. Insbesondere sprach er sich gegen
zusätzliche Steuern aus – die überdies einer Verfassungsänderung bedürften –, um die
konjunkturelle Erholung nicht zu gefährden. 
In der Herbstsession 2021 setzte sich der Nationalrat mit der Motion auseinander. Der
Motionär verwies dabei auf die wachsende Ungleichheit der Vermögen in der Schweiz,
die einen «effort de solidarité» der wohlhabendsten Bürgerinnen und Bürger im Lande
nötig mache. Finanzminister Maurer erachtete die Motion als «Teil der 99-Prozent-
Initiative» und kritisierte unter anderem, dass sie das jahrelang gewachsene Gefüge der
Bundessteuern durcheinanderbringen würde. Mit 118 zu 65 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Motion ab. Einstimmig sprachen sich die SP-
und die Grünen-Fraktion für Annahme des Vorstosses aus. 1

MOTION
DATE: 22.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 1835 ff.
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